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Elfte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 29. Juni 1967 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
10 Abs. 5, § 26 Abs. 1, § 33 Abs. 4 Nr. 2 und § 46 
Abs. 3 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) verordnet die Bun- 
desregierung: 


§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. 1967 IS. 1), zuletzt geändert durch die 
Zehnte Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung vom 14. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 193) wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird aufgehoben. 

2. In § 17 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die für die Erteilung der Ausfuhrgenehmigung 
zuständige Stelle kann in besonders gelagerten 
Fällen von dem Erfordernis befreien, die in den 
Nummern 1 bis 3 bezeichneten Unterlagen beizu- 
fügen, sofern hierdurch die in § 7 Abs. 1 des 
Außenwirtschaftsgesetzes genannten Belange 
nicht gefährdet werden, insbesondere die inter- 
nationale Zusammenarbeit bei der Durchführung 
einer gemeinsamen Ausfuhrkontrolle nicht be- 
einträchtigt wird." 

3. §19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Tonträger und Datenträger, insbesondere 
Tonbänder, Magnetbänder, Platten, Loch- 
karten und Lochstreifen, wenn sie nur 
Mitteilungen oder Daten enthalten, Fern- 
sehbandaufzeichnungen sowie bespielte 
Tonträger und belichtete Filme, auch ent- 
wickelt, für Rundfunk- und Fernsehan- 
stalten, es sei denn, daß die bezeichneten 
Gegenstände als Handelsware ausgeführt 
werden;" 

b) Hinter Nummer 8 wird folgende Nummer 8 a 
eingefügt: 

„8 a. Luftfahrzeuge, die im Rahmen eines 
zollbegünstigten Veredelungsverkehrs 
zur Wartung oder Ausbesserung in 
fremden Wirtschaftsgebieten oder nach 
Wartung oder Ausbesserung im Wirt- 
schaftsgebiet ausgeführt werden;" 


4. In § 27 Abs. 3 erhält die Nummer 2 folgende 
Fassung: 

„2. mit der Zollanmeldung, wenn sie Waren aus 
mehreren Gestellungen umfaßt oder für Wa- 
ren abgegeben wird, die von der Gestellung 
befreit sind," 

5. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 10 werden die Worte „Tonträger, 
die nur Mitteilungen enthalten, und" ge- 
strichen; 

b) In Nummer 33 wird der Buchstabe b wie folgt 
gefaßt: 

„b) Photographien, Ton- und Datenträger, 
Drucke," 

6. In § 33 b Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Eine Einfuhrerklärung oder Einfuhrgenehmi- 
gung sowie die Einfuhrabfertigung sind nicht er- 
forderlich für Luftfahrzeuge, die im Rahmen 
eines zollbegünstigten Veredelungs Verkehrs 
nach Wartung oder Ausbesserung in fremden 
Wirtschaftsgebieten eingeführt werden." 

7. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 2 gestrichen; 

b) In Absatz 2 erhält die Nummer 9 folgende 
Fassung: 

„9. eine Einfuhrerklärung, die er im Namen 
des Einführers oder nach § 24 Abs. 3 an 
Stelle des Einführers abgibt, unrichtig 
oder nicht vollständig abgibt 
oder" 

8. Anlage L zur Außenwirtschaftsverordnung wird 
wie folgt geändert: 

a) In der Länderliste F 2 werden eingefügt: 

aa) die Landbezeichnung „Barbados" nach 
„Bahrain; Katar; Befriedetes Oman (Ara- 
bische Vertragsstaaten)" und 

bb) die Landbezedchnung „Marokko" nach 
„Malta". 

b) aa) In der Länderliste G 1 wird das Zei- 

chen *) bei den Ländern „Frankreich", 
„Griechenland", „Italien", „Luxemburg" 
und „Türkei" gestrichen. 
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bb) Die Fußnote *) am Schluß der Seiten 29 
und 30 Spalte 2 wird gestrichen. 

c) In der Länderliste G 2 werden eingefügt: 

aa) die Landbezeichnung „Frankreich" nach 
„Finnland". 

bb) die Landbezeichnung „Italien" nach „Is- 
rael" und 

cc) die Landbezeichnung „Luxemburg" nach 
„Libyen". 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
I in Kraft. 


Bonn, den 29. Juni 1967 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Brandt 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schiller 
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Vermerk 

Betr. : Elfte Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


1. Im Hinblick auf die Entwicklung des Außenhan- I 
dels mit den Ländern der Länderliste C, insbe- | 
sondere mit den osteuropäischen Staatshandels- 
ländern, kann die Beschränkung für Vereinba- 
rungen über die Stundung des Ausfuhrentgelts 
ohne nachteilige Auswirkungen für die deutsche 
Wirtschaft gänzlich aufgehoben werden (§ 1 Nr. 1 
und 7 Buchstabe a). 

2. Durch die Änderung der Vorschriften über das | 
Verfahren bei Beantragung von Ausfuhrgeneh- 
migungen für Waren der Internationalen Kon- 
trollisten wird das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft ausdrücklich ermächtigt, in besonders j 
gelagerten Fällen von der Vorlage einer Unbe- I 
denklichkeitsbestätigung oder eines anderen 
Verbleibsnachweises abzusehen, sofern dies mit 
der Durchführung der gemeinsamen internatio- 
nalen Ausfuhrkontrolle vereinbar ist (§ 1 Nr. 2). 

3. Die Verfahrensvorschriften für die Einfuhrabfer- ' 
tigung, für die Ein- und Ausfuhr von Lochkarten | 
und dergleichen zum Zweck der Datenübermitt- j 
lung sowie für den zollbegünstigten aktiven und 1 
passiven Ausbesserungsverkehr mit Flugzeugen | 
werden im Einklang mit dem Zollrecht verein- 
facht (§ 1 Nr. 3 bis 6). 

4. Die Beschränkungen des § 49 auf dem Gebiet der 
Schadensversicherungen entfallen im Verkehr 
mit den Ländern Frankreich, Griechenland, Ita- 
lien, Luxemburg und Türkei, ohne daß nach- 


teilige Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Lage der deutschen Versicherungsunternehmen 
zu erwarten sind (§ 1 Nr. 8 Buchstaben b und c). 

5. Unklarheiten, die bei Anwendung der Bußgeld- 
tatbestände des § 71 Abs. 2 Nr. 8 und 9 dann 
entstanden sind, wenn jemand eine Einfuhrer- 
klärung im Namen eines anderen Einführers ab- 
gibt, werden durch die Neufassung des § 71 
Abs. 2 Nr. 9 beseitigt (§ 1 Nr. 7 Buchstabe b). Da 
in diesen Fällen für den Handelnden selbst keine 
gesetzliche Pflicht zur Abgabe der Einfuhrerklä- 
rung besteht, fällt lediglich die unrichtige oder 
die nicht vollständige Abgabe der Einfuhrerklä- 
rung unter den Straftatbestand. 

6. Das Genehmigungerfordernis nach § 46 für den 
Abschluß von Fracht- und Charter-Verträgen 
zwischen Gebietsansässigen und in Marokko an- 
sässigen Gebietsfremden kann im Hinblick auf 
das am 24. November 1966 abgeschlossene Ab- 
kommen über die Seeschiffahrtsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Marokko ohne nachteilige Aus- 
wirkungen auf die wirtschaftliche Lage der deut- 
schen Handelsflotte entfallen. 

Die selbständige Aufführung von „Barbados" in 
der Länderliste F 2 folgt aus der politischen Ent- 
wicklung. 

(§ 1 Nr. 8 Buchstabe a). 
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